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Das Wirken der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit (OSZE) stand im
Berichtszeitraum unter recht verschiedenen Sternen. Anläßlich des 25-Jahre-
Jubiläums der Unterzeichnung der Schlussakte von Helsinki gab es viele wohlwol-
lende Würdigungen der Organisation. Ihre unersetzlichen Bemühungen wurden
betont, dennoch wurde häufiger auf ihre historischen Verdienste in Verbindung mit
der Zivilisierung und dem Ende des Ost-West-Konflikts hingewiesen als auf ihre
derzeitigen Aufgaben und Leistungen.

Diese liegen nach wie vor in der Aufrechterhaltung und Intensivierung einer
Breitband-Kommunikation zwischen den Teilnehmerstaaten über alle Probleme der
Sicherheit und Zusammenarbeit in der OSZE-Region („von Vancouver bis Wladi-
wostok"), wobei es auch darum geht, einander Sorgen mitzuteilen, für neuartige
Probleme Aufmerksamkeit zu wecken und einander sicherheitspolitisch relevante
Entscheidungen zu erläutern. Auch verstehen die Teilnehmerstaaten die OSZE als
ein multinationales Kooperationssystem für die Früherkennung von Konflikten und
für die Bewältigung von Krisen. Aber gerade da, wo Krisen sich zuspitzen und
Konflikte auf „robuste" Weise ausgetragen werden, hat sich in den letzten Jahren -
und besonders wieder im Berichtszeitraum - die Schwäche der Organisation und
die Unzulänglichkeit der ihr zu Gebote stehenden Mechanismen und Machtmittel
gezeigt.

Nach wie vor wird vermutlich der Nutzen des meist unspektakulären Wirkens
ihrer Einrichtungen, Missionen und Beauftragten eher unterschätzt, weil vieles, was
die OSZE leistet, außerhalb des Lichtkegels der Medienaufmerksamkeit stattfindet.
Dies gilt natürlich nicht für die Gipfelkonferenzen. Die letzte fand im November
1999 in Istanbul statt.

Der Gipfel von Istanbul: ein Drama -fast ein Eklat?

Der Weg nach Istanbul war nicht einfach. Russland und einige andere Teilnehmer-
staaten hatten sich bereits für 1998 einen OSZE-Gipfel gewünscht, gemäß dem in
den neunziger Jahren üblichen Zweijahresrhythmus (Paris 1990, Helsinki 1992,
Budapest 1994, Lissabon 1996). Vor allem die Amerikaner bremsten: Erst müsste
eine Einigung über hinreichend „gipfelwürdige" Vorhaben erreicht worden sein.
Auch dauerte es einige Zeit, bis Armenien sein Veto gegen die türkische Hauptstadt
aufgab.
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Immerhin gelang es, eine ganze Reihe von Verhandlungsergebnissen zeitgerecht
zu Stande zu bringen, manche davon in mehreren aufeinanderfolgenden Tag- und
Nachtsitzungen. Die letzten Hindernisse wurden erst ausgeräumt, als die Staats-
und Regierungschefs bereits die Eröffnungsrunde zelebriert hatten. Vorausgegan-
gen war die übliche „Review Conference" vom 20. September bis Anfang Oktober
in Wien und dann bis zum 10. November in Istanbul.

Anschließend begann am Bosporus mit Zeichen zunehmender Nervosität die
Endrunde des üblichen redaktionellen Tauziehens, in dem die Hauptkontrahenten
eine Art „chicken game" betreiben und auf Konzessionen der anderen Seite in letz-
ter Minute hoffen. Diesmal waren freilich die Situationsbedingungen außerhalb der
Konferenzräume besonders anspannend. An den Tagen zuvor hatte Russland die
Offensivaktionen in Tschetschenien demonstrativ verstärkt und das belagerte
Grosny massiv bombardiert. Das Angebot der OSZE, eine Vermittlerrolle zu über-
nehmen, war von der russischen Regierung unter Ministerpräsident Putin schroff
abgelehnt worden. Moskau forderte massiv, dass der Tschetschenienkonflikt in
Istanbul selbst nicht zur Sprache kommen dürfe. Kurz vor Gipfelbeginn veranstal-
tete Russland überdies in der Arktis ein Probeschießen mit zwei neuen nuklear
bestückbaren Raketen.

Das State Department der USA hatte kurz vorher erklärt, die Tschetschenien-
offensive verstoße sowohl gegen die Genfer Konventionen wie gegen OSZE-
Verpflichtungen, und das gebe Grund zu großer Sorge. Der NATO-Generalsekretär
George Robertson stellte allerdings fest, ein Einsatz der Allianz komme nicht in
Frage. So war klar, dass es in Istanbul vor den Fernsehkameras zu einem verbalen
Schlagabtausch und hinter den Kulissen zu einem Ringen um Punkte und Beistriche
in der „Gipfelerklärung" kommen würde.

Freilich: Die Situation war, nach Maßgabe der OSZE-Regeln, komplex. Der
OSZE-Verhaltenskodex, 1994 beschlossen, verpflichtet die Staaten nicht nur zur
Bekämpfung des Terrorismus (in Moskau hatte man stets erklärt, die militärischen
Operationen seien nicht gegen das Volk von Tschetschenien, sondern gegen terrori-
stische Banden gerichtet, von denen Präsident Maschadow inzwischen abhängig
sei); darüber hinaus verpflichtet der Kodex die Staaten, auf ihrem Territorium keine
bewaffneten Kräfte zu dulden, die nicht ihrer Kontrolle unterstehen - d.h. Russland
konnte argumentieren, mit der (erforderlichenfalls gewaltsamen) Entwaffnung der
Aufständischen entspreche es einer OSZE-Bestimmung. Tatsächlich hat die OSZE
in der Gipfelerklärung von Istanbul mit ausdrücklicher Bezugnahme auf den Nord-
kaukasus die uneingeschränkte Anerkennung der territorialen Integrität Russlands
bekräftigt und den Terrorismus „in jeder Form" verurteilt. Andererseits wurde die
Einigkeit darüber betont, „dass eine politische Lösung wesentlich ist", und dass die
OSZE dazu beitragen könne, auch in Verbindung mit der „Wiederaufnahme eines
politischen Dialogs". Das Mandat der OSZE-Unterstützungsgruppe in Tschetsche-
nien wurde bekräftigt, die Zustimmung Russlands zu einem Besuch des amtieren-
den OSZE-Vorsitzenden in der Region begrüßt.

Das mag sanft klingen, aber tatsächlich hatte auch vorher die Staatengemein-
schaft die Gebietshoheit der Russischen Föderation über Tschetschenien oder die
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Befugnis zur Bekämpfung terroristischer Aktionen von Separatisten nie bestritten,
sondern sich (nur) gegen die exzessive Gewaltanwendung und gegen Verstöße
gegen das humanitäre Recht gewandt. So wurde einerseits der Tschetschenien-
konflikt, entgegen Jelzins Verlangen, nicht totgeschwiegen; andererseits wurde ihm
in der Schlusserklärung kein Gesichtsverlust zugemutet - auch wenn viele Staats-
und Regierungschefs in der Gipfelsitzung sehr deutliche Worte fanden.1 Niemand
wollte ein Scheitern des Gipfels, weil dadurch die politischen Beziehungen einem
gefährlichen Temperatursturz ausgesetzt und die Resultate jahrelanger Verhand-
lungen müllreif geworden wären.

Vertrauens- und Sicherheitsbildung: nur begrenzte Neuerungen

Zwei Tage vor dem Gipfel selbst verabschiedete das Forum für Sicherheits-
kooperation die Neufassung 1999 des Wiener Dokuments über die Vertrauens- und
Sicherheitsbildenden Maßnahmen (VSBM). Die Verhandlungen darüber waren
recht mühsam und hatten schon bald nach der Verabschiedung der letzten Fassung
kurz vor dem Budapester Gipfel („Wiener Dokument 1994") begonnen. Der Ver-
handlungsrunde waren zahlreiche Ergänzungs- und Änderungsvorschlage unter-
breitet worden: beginnend mit dem russischen Evergreen-Begehren, die Seestreit-
kräfte in das Regime einzubeziehen (was wie schon bisher auf der Seite der NATO
keine Zustimmung fand), bis hin zu einem NATO-Vorschlag zur Einbeziehung von
„Infrastruktureinrichtungen" in das Inspektionsregime (wogegen sich erwartungs-
gemäß u.a. die Schweiz im Hinblick auf die Schlüsselbedeutung ihrer Alpen-
„reduits" querlegte). So beschränkten sich die Verbesserungen, abgesehen von
mancherlei Details, auf die Hinzufügung eines neuen Kapitels über regionale (nur
bestimmte Subregionen des OSZE-Gesamtraums umfassende) Maßnahmen, mit
einem Katalog von einschlägigen Möglichkeiten, deren Nutzung Staatengrupppen
nahegelegt wurde. Insbesondere kam es nicht zur Annahme von weittragenden
Bestimmungen, die der Allwettertauglichkeit des Gesamtregimes zugute kommen
sollten, und zu neuen Vorkehrungen für „Schlechtwettersituationen". Ansätze hier-
zu hatte es seit langem im Wiener Dokument gegeben, diese wurden jedoch selbst
da, wo es nahegelegen hätte, kaum genutzt.

Die Anpassung des Vertrags über Konventionelle Streitkräfte

Im Rahmen der Konferenz kam es ferner zur Unterzeichnung des Abkommens zur
Anpassung des Vertrages über konventionelle Streitkräfte in Europa (KSE-Vertrag)
von 1990 an die veränderten militär- und sicherheitspolitischen Verhältnisse - eben-
falls ein Produkt mehrjähriger und trotz guten Willens der Beteiligten keineswegs
einfacher Verhandlungen. Das ursprüngliche Verhandlungsmandat war noch vom
Gegenüber der „Staatengruppen" ausgegangen und zielte daher im Horizont des
Grundgedankens vor allem auf den Abbau der Fähigkeit zu Überraschungsangrif-
fen und zu raumübergreifenden Großoffensiven sowie auf die Ausgewogenheit der
Arsenale der einander gegenüberstehenden Allianzen ab. Das war längst überholt,
und in der Zwischenzeit hatte es allerlei Tauziehen und manche Dispute darüber
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gegeben, inwieweit das Ende der Geschäftsgrundlage, das ja eigentlich schon zur
Zeit der Vertragsunterzeichnung (im Herbst 1990 in Paris) proklamiert wurde,
Abweichungen vom damals Vereinbarten rechtfertigen würde. In der Folge der
NATO-Erweiterung verpflichteten sich die neuen, mitteleuropäischen NATO-Mit-
gliedstaaten zu einer bedeutenden Verringerung ihrer Arsenale. Außerdem erklärten
sich etliche Staaten in Mitteleuropa (Deutschland, Polen, Ungarn, Belarus, die
Ukraine, Tschechien und die Slowakei) bereit, auf die Wahrnehmung bestimmter
Ausnahmeklauseln zur Verstärkung ihrer Arsenale zu verzichten.

In den Grundsätzen war hierüber bereits im Frühjahr 1999 Einvernehmen erzielt
worden; aber es dauerte noch Monate, bis alles in präzise unterzeichnungsreife
Formulierungen gegossen war. So wurde erst in Istanbul eine umfassende Neu-
regelung erreicht, teilweise in Form von verbindlichen Absichtserklärungen (in
Gestalt der „Schlussakte"), teilweise in Form neugefasster Vertragsartikel. Anstelle
der „Staatengruppenbalance" gibt es nun Obergrenzen für jeden einzelnen Vertrags-
staat, und zwar sowohl für seine eigenen Kampfpanzer, gepanzerte Kampffahr-
zeuge, Artilleriegeschütze, Kampfflugzeuge und Angriffshubschrauber, wie auch
für die Gesamtzahl der auf seinem Territorium stationierten Systeme dieser Art
(also unter Einschluss von Waffen von Verbündeten usw.); besondere Regelungen
gibt es für den Waffentransit, für multinationale Übungen, sowie für die Ausrüstung
von Truppen, die zu Friedenssicherungseinsätzen gemäß UN- oder OSZE-
Beschlüssen eingesetzt werden. Wie schon zuvor, sind zur Stabilitätsförderung die
Bestimmungen über gegenseitige Berichterstattung, über das Verifikationsregime
(einschließlich des Inspektionsrechts der Vertragspartner) und über die Aufgaben
und Befugnisse der „Gemeinsamen Beratungsgruppe" (Joint Consultative Group,
JCG) besonders wichtig; auch sie sind neu gefasst worden.

Wie schon bei den ursprünglichen Vertragsverhandlungen erwies sich auch dies-
mal die Problematik der „Flankenregelungen" als besonders schwierig. Russland
wollte ursprünglich für die Militärbezirke St. Petersburg und Kaukasus ziemlich
freie Hand haben, was in Norwegen sowie in der Türkei und in Georgien Wider-
spruch auslöste.

Nachdem auf Grund des „alten" Vertrages Zehntausende von Waffensystemen
der erwähnten vier Kategorien unbrauchbar gemacht wurden, verspricht der neue
Vertrag abermals eine Absenkung der Gesamtzahl der „erlaubten" Waffensysteme
um etwa 11.000 Stück, und damit eine weitere Reduktion der Gesamtbestände der
beteiligten Staaten um etwa 10%.

Ausdrücklich wurde beschlossen, dass jeder zwischen dem Atlantik und dem
Ural liegende OSZE-Teilnehmerstaat den Beitritt beantragen kann; damit sollte die
Aussicht auf ein gesamteuropäisches Rüstungskontrollsystem eröffnet werden.
Bislang hat sich dazu allerdings noch kein Staat entschließen können - und auch die
Ratifizierung des Vertrages wurde zunächst aufs Eis gelegt, angesichts des Um-
stands, dass Russland im Zuge des Tschetschienkonflikts mit den Bestimmungen
über die regionalen Obergrenzen an seiner Südflanke sehr eigenwillig umging. Das
hat auch schon bald nach Istanbul zu intensiven Diskussionen in der Gemeinsamen
Beratungsgruppe geführt, mit dem Ergebnis, dass Russland die Reduktion der Kon-
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zentrationen in der Kaukasusregion zugesagt hat, so bald die Verhältnisse dort wie-
der stabilisiert sind.

Die „Europäische Sicherheitscharta"

Noch ein mit vielen Erwartungen verknüpftes Dokument wurde in Istanbul verab-
schiedet: die Europäische Sicherheitscharta.2 Damit verabschiedeten die Signatar-
staaten ein wohlklingendes Dokument, ohne dass aber ein großer Sprung vorwärts
gelang. Dass längst nicht alle Hoffnungen auf die Umsetzung der bereits in
Budapest 1994 beschlossenen Arbeiten an einem „umfassenden Sicherheitsmodell
für das 21. Jahrhundert" erfüllt werden würden, war seit längerem abzusehen.3 Was
zuletzt noch auszuverhandeln war, betraf vor allem die folgenden Themen:

- Die Fixierung von Regeln und Mechanismen für die Zusammenarbeit zwischen
der OSZE und anderen internationalen Organisationen und Institutionen zur
Vermeidung von Doppelgleisigkeit und zur Nutzung von Synergie-Effekten
(eben dies sollte in Gestalt einer „Plattform für kooperative Sicherheit" unter-
nommen werden).

- Die Fixierung der zukünftigen Rolle der OSZE in Bezug auf „Peacekeeping
Operations" (ein umstrittenes Thema, weil manche Staaten eine starke und
eigenständige Präsenz der OSZE auf diesem Feld befürworteten, während ande-
re derartige Aufgaben lieber anderen Organisationen, etwa der NATO, vorbehal-
ten wissen wollten, so dass die OSZE sich nur zivile Begleitmaßnahmen vor-
nehmen sollte). Die „Charta" stellt dazu fest, dass die OSZE in Einzelfällen auch
die Übernahme einer Peacekeeping-Rolle (unter Umständen auch eine führende)
beschließen oder anderen Organisationen ein entsprechendes Mandat geben
kann. Istanbul ist somit formell kein Rückschritt hinter die Beschlüsse des
Helsinki-Gipfels von 1992, aber die Formulierungen klingen doch so, dass nicht
eben häufig mit dem Einsatz von OSZE-Blauhelmen gerechnet werden kann.

- Die Systematisierung der Typologie von „Feldoperationen" da, wo um der Frie-
denserhaltung oder der Normalisierung willen solche erforderlich werden, wofür
die Teilnehmerstaaten Personal zur Verfügung stellen und - unter Umständen
gemeinsam im Rahmen der Organisation - Ausbildungsmaßnahmen einleiten
sollen. Hierfür soll im Rahmen des Konfliktverhütungszentrums eine kleine,
aber kompetente Einsatzzentrale errichtet werden.

- Die Aufstellung von „Schnellen Einsatzgruppen für Expertenhilfe und Koope-
ration" (REACT), wodurch die OSZE befähigt werden soll, Ansuchen um zivile
Vor-Ort-Einsätze ohne Verzug zu entsprechen, und zwar sowohl angesichts dro-
hender Krisen wie auch parallel zu militärischen Einsätzen anderer Organi-
sationen oder zur Normalisierungshilfe im Anschluss an beendete Konflikte (das
REACT-Projekt war in manchen Augen so etwas wie ein Trostpreis für den
Verzicht auf „echte" Peacekeeping-Vorhaben unter Mitwirkung von bewaffneten
Soldaten).

- Der Ausbau von Kapazitäten im Bereich polizeilicher Aufgaben, nämlich (a)
Anleitung und Überwachung von einheimischen Polizeikräften bei oder nach
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Krisen, (b) Polizeiausbildung und -fortbildung, sowie (c) in besonderen Bedarfs-
fällen unter Umständen auch eigene Exekutiveinsätze.

Die hierzu schlussendlich konsensfähigen Formulierungen laufen darauf hinaus,
dass die OSZE auf mannigfache Weise und mit besserer Ausstattung in ihren ange-
stammten Aufgabenfeldern zu sicherheits- und friedensförderlichen Wirken in
Stand gesetzt werden soll; dass sie aber gewiss nicht zu jener umfassenden oder gar
übergeordneten gesamteuropäischen Sicherheitsorganisation ausgebaut wird, die
sich einige Teilnehmerstaaten - sozusagen als Alternative zur verstärkten Präsenz
der NATO in europäischen Sicherheitsangelegenheiten - erhofft hatten.

Demgemäß wurde dann auch in dem der „Charta" unter dem Titel „Plattform für
kooperative Sicherheit" angefügten Dokument ausdrücklich die Bereitschaft der
OSZE zum Zusammenwirken mit all jenen anderen internationalen Organisationen
und Institutionen erklärt, die im Geist der UN- und der OSZE-Grundsätze zu einer
entsprechenden Zusammenarbeit fähig und bereit sind. Die Grundsätze der Trans-
parenz, der Freiwilligkeit, der Bemühung um eine gemeinsame, umfassende und
unteilbare Sicherheit im OSZE-Raum werden besonders betont.4 Kontakte, Dialog-
vorkehrungen und konkretes Zusammenwirken in Bedarfsfällen sollen mit den ent-
sprechenden Organisationen vereinbart werden. So heißt es dort: „Die OSZE kann
nach Bedarf ihre Dienste als flexibler Rahmen für die Zusammenarbeit der ver-
schiedenen, einander verstärkenden Bemühungen anbieten." Das ist selbstverständ-
lich kein Mandat zur Wahrnehmung irgendeiner Führungs- oder Direktiven-
gebungsfunktion im Miteinander der verschiedenen in Frage kommenden Organi-
sationen, und damit wohl eher das endgültige Begräbnis der von manchen Staaten
gehegten Hoffnung auf die Aufwertung der OSZE zur Trägerin einer übergeordne-
ten Hauptverantwortung für die Sicherheit Europas.

Diese Aussagen sind in der „Charta" und der „Plattform", wie es der KSZE- und
OSZE-Tradition entspricht, mit Bekenntnissen zu den Prinzipien der Organisation
verknüpft, etwa mit der Beschwörung von Frieden, Freiheit, Wohlstand und
Sicherheit, mit der Versicherung des festen Willens, „den Ausbruch gewalttätiger
Konflikte wo immer möglich zu verhindern". Die Prinzipien der Solidarität und der
Partnerschaft werden bekräftigt, die Leistungen der OSZE-Institutionen positiv
gewürdigt, die Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten der Demokratie
und der Rechts Staatlichkeit als unverbrüchlich proklamiert.

Die Rückkehr zum Alltag

Inzwischen ist die Geschichte weitergegangen. Die Umsetzung der Beschlüsse von
Istanbul geht eher mühsam voran. Die laufenden Aufgaben der Organisation und
ihrer Einrichtungen können darauf natürlich nicht warten.

Inzwischen sind neue Verantwortungsträger ins Amt gekommen. Generalsekre-
tär ist seit Mitte Juni 1999 der erfahrene, gleichwohl um die Vermeidung von Rou-
tine bemühte slowakische Diplomat Jan Kubis (er hatte vorher schon einige Jahre
hindurch das Konfliktverhütungszentrum geleitet; dessen Direktor ist nun der
erfahrene ungarische OSZE-Missionsleiter Marton Krasznai).
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Seit Jahresanfang 2000 liegt der Vorsitz in den Händen Österreichs, die Troika
besteht aus Österreich (Vorsitz 2000), Norwegen (Vorsitz 1999) und Rumänien
(Vorsitz 2001). Die Amtierende Vorsitzende, Außenministerin Benita Ferrero-
Waldner, hatte es anfangs nicht leicht. Ihrer Antrittsrede blieben die Missionschefs
Belgiens und Frankreichs demonstrativ fern - eine Auswirkung des Beschlusses der
14 anderen EU-Mitgliedstaaten, auf die ÖVP-FPÖ-Regierungsbildung mit Distan-
zierungsmaßnahmen zu reagieren. Auch vom Missionschef der USA hörte man
einige Zeit nach dem Anlaufen der österreichischen Vorsitzperiode eher unfreund-
liche Bemerkungen. Auch heißt es, dass das 25-Jahre-Jubiläum der Unterzeichnung
der Schlussakte von Helsinki deswegen nur in Form einer öffentlichen Sonder-
sitzung des Ständigen Rates begangen wurde, während andernfalls wohl eine
Ministerzusammenkunft veranstaltet worden wäre. Inzwischen aber hat sich die
Praxis normalisiert, und Frau Ferrero-Waldner bekommt einen engagierten und ver-
dienstvollen Einsatz bescheinigt, und zwar unter Bezugnahme auf eine ganze Reihe
von Aktivitäten, sei es den Kosovo oder Zentralasien betreffend.

Neue Herausforderungen

Auch die Arbeit des Ständigen Rates geht unter dem Vorsitz der österreichischen
Missionschefin Botschafterin Dr. Jutta Stefan-Bastl reibungslos vonstatten.

Den Plenarsitzungen werden neuerdings Vorbereitungstreffen (an denen sich alle
Delegationen beteiligen können) vorgeschaltet, was der Abwicklung der Arbeit
zugute kommt. Wie bisher referieren vor dem Ständigen Rat auch immer wieder die
Chefs der besonderen Einrichtungen der OSZE (der Hohe Kommissar für Nationale
Minderheiten, der Direktor des Büros für Menschenrechte und Demokratische
Institutionen, der Medienbeauftragte), die Vor-Ort-Missionschefs und Gäste (etwa
Außenminister).5

Zu den Aufgaben des Ständigen Rates gehört u.a. die Entscheidung über die Ent-
sendung von Ad-hoc- und von Langzeitmissionen sowie die Budgetpolitik der
OSZE. Die politische Entwicklung machte eine erhebliche Ausweitung entsprechen-
der Aktivitäten erforderlich. Dies drückt sich auch in einem kontinuierlichen und
ausgesprochen steilen Wachstum des Gesamthaushalts aus: von (umgerechnet) 21
Mio. Euro im letzten „KSZE-Jahr" 1994 über 47,5 Mio. Euro im Jahre 1997 und 143
Mio. Euro 1998 bis zu rund 208 Mio. Euro im Jahr 2000. Die annähernde Verzehn-
fachung dient ganz überwiegend der Finanzierung der großen Missionen und „Vor-
Ort-Aufgaben"; nahezu die Hälfte des Budgets 2000 dient der Kosovo-Mission.

Unter der Ägide des Ständigen Rates fanden auch im Berichtszeitraum zahl-
reiche Sonderveranstaltungen und Seminare statt, u.a. im Horizont der „Mensch-
lichen Dimension der OSZE", und unter Beteiligung von Experten und Vertretern
von Nichtregierungsorganisationen (mit jeweils mehreren hundert Teilnehmern).
Eine bereits im Frühjahr 1999 durchgeführte Veranstaltung beschäftigte sich mit
dem Thema „Religionsfreiheit" (zu den Themen gehörten u.a. Pluralismus, Intole-
ranz, das Wirken von Sekten und neuen religiösen Gruppierungen). Eine zweite
Veranstaltung im Juni 2000 war den „Gender Issues" gewidmet, wobei es u.a. um
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die menschenrechtliche, die wirtschaftliche und die politische Gleichstellung der
Frauen und um spezielle Probleme nach dem Ende von bewaffneten Konflikten
ging. Inzwischen fanden weitere Sonderveranstaltungen statt; eine war den Prob-
lemen von Roma und Sinti gewidmet, eine weitere deren der Flüchtlinge und den
innerhalb des jeweiligen Staatsgebietes vertriebenen (internally displaced persons).

Unter der Ägide des Ständigen Rates kamen im Berichtzeitsraum rund 20 Vor-
Ort-Missionen und Verbindungseinrichtungen ihren Aufgaben nach - in zahl-
reichen „Problemzonen" von Albanien bis Zentralasien. Nur einiges aus diesem
Bereich kann hier kurz zur Sprache gebracht werden.

Das aufwendigste Engagement findet im Kosovo statt. Die „neue", am 1. Juli
1999 vom Ständigen Rat beschlossene OSZE-Mission - kooperativ verbunden mit
der UN-Verwaltung (United Nations Interim Administration Mission in Kosovo,
UNMIK) - ist mit dem Aufbau und der Förderung öffentlicher Institutionen, der
demokratischen Entwicklung, des Menschenrechtsregimes und der Rechtsstaat-
lichkeit betraut. Die Arbeit findet angesichts der nach wie vor vorherrschenden
feindseligen Einstellungen zwischen den verschiedenen Volksgruppen unter über-
aus schwierigen Umständen statt.

Eine weitere unter ungewöhnlich problematischen Bedingungen operierende
Mission ist in Bosnien und Herzegowina tätig, mit 200 aus den Teilnehmerstaaten
kommenden Mitgliedern und neben dem Hauptsitz in Sarajewo vier RegionaJ-
zentren (Banja Luka, Mostar, Tuzla, Brcko) und 23 kleineren „Field Offices". Auch
hier geht es um die Unterstützung des Aufbaus und der Entwicklung von Frieden,
Demokratie und Stabilität.

Übrigens steht auch der Stabilitätspakt für Südosteuropa auf Grund eines Be-
schlusses des Ständigen Rates vom 1. Juli 1999 unter der Obhut („under the auspi-
ces") der OSZE.

Nicht nur der Balkan ist ein Gebiet, das den Ständigen Rat immer wieder
beschäftigt. Die Kaukasusregion und Zentralasien sind Gegenstand besonderer An-
strengungen zur Vertiefung der Zusammenarbeit. Die Beziehungen zu den Koope-
rationspartnern im Mittelmeerraum und in Ostasien könnten nach Meinung man-
cher Delegationen noch ausgebaut werden.

Auf dem Weg zu einer neuen Rolle ist das zweite ständige Organ das Forum für
Sicherheitskooperation. Die Hauptaufgabe der letzten Jahre, die Überarbeitung des
Wiener VSBM-Dokuments, ist abgeschlossen. Schon seit geraumer Zeit gab es
Diskussionen über seine künftige Arbeit, die stärker mit der des Ständigen Rates
verknüpft werden sollte. Die Hauptthemen seiner Sitzungen waren, neben den
üblichen Aufgaben, wie z.B. der Veranstaltung des jährlichen Treffens zur kriti-
schen Überprüfung der Umsetzung und Einhaltung der VSBM und anderer OSZE-
Vereinbarungen auf sicherheits- und militärpolitischem Gebiet, die folgenden:

- Auf Grund einer Initiative vom Herbst 1999 wird an einem OSZE-Beschluss-
dokument über „Small Arms and Light Weapons" gearbeitet. Hierbei geht es um
Waffen, die von den bisherigen Rüstungskontroll- und Waffenhandelsregimen
nicht erfasst sind, aber in immer größerer Anzahl unkontrolliert verbreitet wer-
den. Im April wurde den damit verbundenen Problemen ein mehrtägiges Semi-
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nar gewidmet, inzwischen bemüht sich eine Arbeitsgruppe um die Erstellung
einer Beschlussvorlage.

- Im Rahmen des so genannten „Sicherheitsdialogs" wurde die Arbeit im ersten
Halbjahr 2000 u.a. den Sicherheitsproblemen in Südosteuropa und den entspre-
chenden Problemlösungsbemühungen gewidmet, z.B. mit Gastbeiträgen der
zuständigen Beauftragten für die Verhandlungen im Anschluss an die Artikel II,
IV und V des Dayton-Abkommens (also für die Rüstungskontrollprojekte im
Umfeld des Balkankonflikts) sowie von Schlüsselpersönlichkeiten des Stabili-
tätspakts für Südosteuropa und der NATO.

- Im zweiten Halbjahr sollen hauptsächlich die Zukunftsprobleme der konventio-
nellen Rüstungskontrolle im gesamteuropäischen Rahmen durchgearbeitet wer-
den, u.a. die Konsequenzen der Anpassung des KSE-Vertrages für andere (etwa
subregionale) Abkommen und Arrangements.

- Ein weiteres Thema waren bilaterale und subregionale Sicherheitsabkommen
und -initiativen und ihre Verknüpfung mit dem OSZE-Sicherheitsregime.

- Gleichwohl sieht sich das Forum nicht als sicherheitspolitisches Oberseminar.
Im Rahmen des Sicherheitsdialogs sind immer wieder aktuelle Themen zur
Sprache gebracht worden, teilweise auch sehr kontrovers (etwa der Tschetsche-
nien-Konflikt). Russland kam des Öfteren auf die NATO-Aktion im Rahmen der
Kosovokrise zurück und versuchte, eine Diskussion über Implikationen und
Folgen dieses Einsatzes in Gang zu bringen.

- Starke Aufmerksamkeit fanden u.a. die Fragen der Einhaltung und Weiter-
entwicklung des 1994 beschlossenen „Verhaltenskodex" und die Sicherheits-
und Militärdoktrinen der Staaten. Darüber wird es wohl in absehbarer Zeit zu
Sonderveranstaltungen kommen.

Ein kritisches Fazit

Bereits in entsprechenden Beiträgen der vorangegangenen Jahrbuchbände wurde
skizziert, wie sich die Rolle der KSZE/OSZE im Zusammenhang mit dramatischen
Ereignissen der letzten Jahre, vor allem in Südosteuropa (Bosnien-Herzegowina,
Kosovo), verändert hat.

Die OSZE hat ihre Aktivitäten und ihre Präsenz erheblich ausgeweitet, wie nicht
nur die Verzehnfachung des Budgets im Laufe weniger Jahre demonstriert. Sie wird
von der Staatengemeinschaft in einem Maße in Anspruch genommen, dass nur noch
von Unkundigen hin und wieder die Frage gestellt wird, ob sie mit dem Ende des
Kalten Krieges ihre Existenzberechtigung verloren hätte. Immer wieder gerät sie an
die Grenzen ihrer Möglichkeiten und steht in der Gefahr der institutionellen, per-
sonellen und finanziellen Überforderung. Aber sie ist dabei zur Dienstleistungs-
agentur geworden, die ihre Aufgaben von anderer Seite übertragen bekommt.

In der Rückschau fällt auf, welche prinzipiell verfügbaren Möglichkeiten sie
nicht wahrnehmen konnte - aus welchen Gründen auch immer. Seit langem hatten
gerade westliche Staaten dafür plädiert, im Hinblick auf Krisenbewältigung und
Konfliktregulierung das Prinzip „CSCE first" zu praktizieren, so dass es nahegele-
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gen hätte, einen der im Rahmen des OSZE-Systems zu Gebote stehenden Mecha-
nismen zu aktivieren, etwa jenen zur Aktivierung im Falle von Dringlichkeits-
situationen6 oder den zur Frühwarnungs- und Krisenprävention7. Als im Frühjahr
1999 die NATO ihre Aktion ohne die Ermächtigung durch den UN-Sicherheitsrat
einleitete, nahm dies die Aufmerksamkeit so sehr in Anspruch, dass der Verzicht auf
die Inanspruchnahme der OSZE kaum jemandem auffiel - obschon jahrelang die
OSZE immer wieder als eine wichtige, ja die hervorragende Instanz zum Krisen-
management und zur Konfliktbewältigung gerühmt wurde. Immerhin hatte der
Ausbruch von Kämpfen zwischen der jugoslawischen Bundesarmee und der slo-
wenischen Territorialverteidiung im Juni 1991 zur sofortigen Aktivierung einschlä-
giger KSZE-Mechanismen geführt. Alsbald wurde jedoch klar, dass das Konsens-
prinzip (ohne die „minus-eins-Klausel") die Beschlussfassung lähmt, und dass die
'Einwirkungspotenziale' der KSZE für ein effektives Handeln nicht ausreichten.8

Dass die Aktivierung von OSZE-Mechanismen zur Konfliktbewältigung etliche
Jahre später die Ohnmacht der Organisation noch deutlicher offenbart hätte, mag
die Staaten dazu bewogen haben, von vornherein auf die Aktivierung zu verzichten.

Als die NATO-Luftschläge noch im Gang waren (sie dauerten vom 24. März bis
zum 10. Juni), erklärte die OSZE-Ministertroika am 28. April 1999 pointiert, die
OSZE sei bereit, als „Koordinierungsrahmen" für die Umsetzung einer Friedens-
regelung zu fungieren und eine wesentliche Verantwortung für deren Umsetzung zu
übernehmen. Die entscheidenden Akteure und Instanzen gingen darüber hinweg.

Die OSZE wurde in das Miteinander internationaler Verantwortungsträger ein-
bezogen. Eine Führungsrolle blieb ihr dabei jedoch versagt. Dennoch ist sie in ihrer
Bedeutung nicht zu unterschätzen, dennoch hat sie beachtliche Chancen der
Mitwirkung. Wie weit diese wahrgenommen werden, hängt vom Konsenswillen der
Teilnehmerstaaten ab.
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